
 

N i e d e r s c h r i f t 

SpKFS/IX/09 
 

 
Niederschrift über die Sitzung des Sport-, Kultur-, Familien- und Sozialausschusses der Ge-
meinde Rosendahl am 15.11.2018 im Sitzungssaal des Rathauses, Osterwick, Hauptstraße 30, 
Rosendahl. 
 

Anwesend sind: 
 
Der Ausschussvorsitzende 
 
Eimers, Alfred       
 
Die Ausschussmitglieder 
 
Fehmer, Alexandra       
Fleige-Völker, Josefa       
Gehling, Doris sachkundige Bürgerin    
Isfort, Mechthild    ab 19.10 Uhr anwesend 
Kreutzfeldt, Brigitte    Vertretung für Herrn Chris-

tian Friemel 
Lethmate, Frederik Maximi-
lian 

      

Steindorf, Ralf       
Weber, Winfried       
 
Von der Verwaltung 
 
Roters, Dorothea Allgemeine Vertreterin    
Croner, Wolfgang Fachbereichsleiter    
Heitz, Marco Schriftführer    
 
Als Gast zu TOP 5 ö.S. 
 
van Deenen, Jürgen Kinder-, Jugend- und Fami-

lienhilfe Kolping Rosendahl 
e.V. 

   

 

Es fehlen entschuldigt: 
 
Der Bürgermeister 
 
Gottheil, Christoph Bürgermeister    
 
Die Ausschussmitglieder 
 
Friemel, Christian sachkundiger Bürger    
 
 
 
Beginn der Sitzung: 19:00 Uhr 
 
Ende der Sitzung: 20:00 Uhr 
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T a g e s o r d n u n g 
 
Ausschussvorsitzender Eimers begrüßt die Ausschussmitglieder, die Vertreterinnen und 
Vertreter der Verwaltung sowie Herrn Wittenberg von der Allgemeinen Zeitung. 
 
Er stellt fest, dass zu dieser Sitzung mit Einladung vom 05. November 2018 form- und frist-
gerecht eingeladen wurde und dass der Ausschuss beschlussfähig ist. 
 
Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.  
  
 

1 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (1. Teil) 

  

 Es werden keine Fragen durch Einwohner gestellt.  
 

 

2 Anfragen der Ausschussmitglieder gemäß § 27 Abs. 9 GeschO 

  

2.1 Bäume an der Nikolausstraße im OT Darfeld - Frau Kreutzfeldt 

  

 Ausschussmitglied Kreutzfeldt teilt mit, dass sie auf die Bäume an der Nikolausstra-
ße im OT Darfeld angesprochen worden sei. Es werde gewünscht, dass Pflege- und 
Schnittmaßnahmen an den Bäumen vorgenommen werden. 
 
Allgemeine Vertreterin Roters dankt für den Hinweis und sagt eine Weiterleitung des 
Wunsches an den Fachbereich II zu. 
 

 

2.2 Erfahrungswerte zu den Mitfahrerbänken in den Ortsteilen - Frau Kreutzfeldt 

  

 Ausschussmitglied Kreutzfeldt möchte wissen, ob es schon Erfahrungswerte für die 
Nutzung der Mitfahrerbänke gebe.  
 
Allgemeine Vertreterin Roters teilt mit, dass keine Informationen zu tatsächlichen 
Nutzungen der Mitfahrerbänke vorlägen. Sie ergänzt, dass in der Allgemeinen Zei-
tung Werbung für die Mitfahrerbänke gemacht worden sei. Aus geführten Gesprä-
chen sei ersichtlich geworden, dass die Bereitschaft zur Mitnahme von Personen 
bestehe, aber seltener Personen anzutreffen seien, welche in einen anderen Ortsteil 
mitgenommen werden möchten. Im Frühjahr 2019 solle durch die Bürgerstiftung Ro-
sendahl nochmals Werbung für die Mitfahrerbänke gemacht werden. 
 

 

2.3 50-jähriges Jubiläum der Partnerschaft Rosendahl - Entrammes / Forcé / Parné 

sur Roc e.V. - Herr Eimers 
  

 Ausschussvorsitzender Eimers spricht die herzliche Einladung an alle Rats- und 
Ausschussmitglieder aus, sich an der Fahrt zum 50-jährigen Jubiläum der Partner-
schaft vom 29. Mai – 02. Juni 2019 nach Frankreich zu beteiligen. 
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3 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus öffentlichen Ausschusssit-

zungen 
  

 Allgemeine Vertreterin Roters erklärt, dass es keinen Berichtsbedarf gebe.  
 
Ausschussmitglied Isfort nimmt ab 19.10 Uhr an der Sitzung teil. 
 

 

4 Genehmigung der öffentlichen Niederschrift gemäß § 25 Abs. 5 GeschO 

  

 Ausschussvorsitzender Eimers fragt, ob es Einwendungen gegen die öffentliche Nie-
derschrift über die Sitzung des Ausschusses vom 07. Juni 2018 gibt. 
 

Da dieses nicht der Fall ist, fasst der Ausschuss folgenden Beschluss: 

 

 Die öffentliche Niederschrift über die Sitzung des Sport-, Kultur-, Familien- und Sozi-
alausschusses SpKFS/IX/08 vom 07. Juni 2018 wird hiermit genehmigt.  

 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 

 

5 Anträge der "Kinder-, Jugend- & Familienhilfe Kolping Rosendahl e.V." auf eine 

erweiterte Förderung der Offenen Kinder- und Jugendarbeit Rosendahl 

Vorlage: IX/677 
  

 Ausschussvorsitzender Eimers verweist auf die Sitzungsvorlage IX/677 und gibt Er-
läuterungen. 
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf teilt mit, dass über den Antrag innerhalb der CDU-
Fraktion diskutiert worden sei, auch im Hinblick auf die Vorstellung der Offenen Kin-
der- und Jugendarbeit Rosendahl in der letzten Sitzung des Sport-, Kultur-, Familien- 
und Sozialausschusses. Seine Fraktion möchte, dass mit der Förderung der Offenen 
Kinder- und Jugendarbeit Rosendahl so verfahren werde, wie in anderen Kommunen 
auch. Herr Steindorf äußert den Wunsch, dass durch die Kinder-, Jugend- & Famili-
enhilfe Kolping Rosendahl e.V. ein jährlicher Sachstandsbericht vorgelegt werde. Er 
spricht sich dafür aus, dass die Befristung der Trägerschaft auf fünf Jahre Bestand 
haben solle, auch im Hinblick auf die Finanzierung.  
 
Ausschussmitglied Kreutzfeldt führt aus, dass auch in der SPD-Fraktion über den 
Antrag der Kinder-, Jugend- & Familienhilfe Kolping Rosendahl e.V. beraten worden 
sei. Die Arbeit der Offenen Kinder- und Jugendarbeit Rosendahl werde geschätzt 
und solle weiterhin unterstützt werden, so Frau Kreutzfeldt. Sie spricht sich für eine 
Entfristung der Finanzierungszusage aus und ergänzt, dass die fachliche Aufsicht 
beim Kreisjugendamt Coesfeld liege, welche auch eine kontrollierende Funktion 
wahrnehme. Daher halte sie die Befristung auf 5 Jahre für nicht angemessen.  
 
Fraktionsvorsitzender Weber hält die Befristung für hinderlich, da seiner Meinung 
nach Verträge ohne dauerhafte soziale Sicherheit nicht mehr zeitgemäß seien. Über 
die Kündigungsmodalitäten könne ohne weiteres beraten werden, so Herr Weber.  
 
Ausschussmitglied Gehling teilt mit, dass auch in der WIR-Fraktion über den Antrag 
beraten worden sei. Unstimmigkeit habe der Punkt 2 des Beschlussvorschlages mit 
der Nennung des Jahres 2019 hervorgerufen. Die WIR-Fraktion sehe in der Benen-
nung des Jahres 2019 eine Planungsunsicherheit für die Kinder-, Jugend- & Famili-
enhilfe Kolping Rosendahl e.V. gegeben. Es bestehe der Wunsch der WIR-Fraktion, 
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dass durch die Kinder-, Jugend- & Familienhilfe Kolping Rosendahl e.V. vor der Ver-
abschiedung des gemeindlichen Haushalts ein Kostenplan vorzulegen sei, so Frau 
Gehling.  
 
Herr van Deenen von der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe Kolping Rosendahl e.V. 
teilt mit, dass vom Träger jedes Jahr im Frühjahr für das Folgejahr eine Kosten-
schätzung dem Kreisjugendamt Coesfeld übergeben werden müsse. Diese Ein-
schätzung liege somit vor der Verabschiedung des gemeindlichen Haushaltes vor 
und könne Beachtung finden. Aufgrund der tariflichen Gebundenheit nach dem TvöD 
SuE und eventueller Anpassungen/Veränderungen der Tarife sei es nicht möglich, 
eine 5-Jahres-Planung vorzulegen, so Herr van Deenen und ergänzt, dass bei einer 
Nichterreichung der prognostizierten Sachkosten eine Rückerstattung der bewilligten 
Mittel an das Kreisjugendamt Coesfeld erfolgen müsse. Aus diesem Grund sei der 
Antrag der "Kinder-, Jugend- & Familienhilfe Kolping Rosendahl e.V." auf Erhöhung 
des jährlichen Betriebskostenzuschusses ab 2019 von 50% der tatsächlichen und 
vom Kreis Coesfeld anerkannten Personal- und Sachkosten für zwei Vollzeitstellen 
gestellt worden, so Herr van Deenen. Selbstverständlich könne bei einer Nichtver-
wendung der bewilligten Mittel über deren Rückerstattung an die Gemeinde gespro-
chen werden, stellt Herr van Deenen klar. Auch sei es kein Problem, der Gemeinde-
verwaltung eine Kopie des Antrages auf Übernahme der Betriebskosten zur Verfü-
gung zu stellen. 
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf betont, bei Zweckverbänden sei die Erfahrung ge-
macht worden, dass bei dauerhaften Verträgen kaum noch Zugriffsmöglichkeiten 
vorhanden seien. Über die beantragten Mittel der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 
Kolping Rosendahl e.V. müsse seines Erachtens nicht weiter beraten werden. Er 
könne sich mit dem Beschlussvorschlag im Großen und Ganzen einverstanden er-
klären. Künftig solle ein Sachstandsbericht mit eingefügt werden, so Herr Steindorf. 
Es solle eine lockere Vereinbarung über die Vorlage eines jährlichen Sachstands 
durch die OKJA geschlossen werden, ergänzt Herr Steindorf. Es solle nicht der An-
schein aufkommen, dass durch die Vorlage eines Sachstandsberichtes der Aus-
schuss als Kontrollorgan fungieren wolle, so Herr Steindorf. Er ergänzt, man wolle 
sich nur eine Übersicht über die Personal- und Sachkosten hierdurch verschaffen.  
 
Fraktionsvorsitzender Weber geht auch auf die 5-Jahres-Bindung der Trägerschaft 
ein und freut sich über die Zustimmung der SPD-Fraktion gegen die Befristung der 
Arbeitsverträge. Er ergänzt, dass bisher keine vernünftige Kündigungsvereinbarung 
getroffen worden sei und dies nun geheilt werden könne. Zu der Befristung über die 
Trägerschaft führt Herr Weber aus, dass diese nicht mehr zeitgemäß sei.  
 
Allgemeine Vertreterin Roters führt zu der Chronologie und der Bindungsfrist der 
Trägerschaft aus, dass seit dem Jahr 2007 durch den Kolping Rosendahl e.V. die 
Offene Kinder- und Jugendarbeit (OKJA) durchgeführt werde und seitdem eine gro-
ße Zufriedenheit mit der Arbeit vorhanden sei. Dies sei zu früheren Zeiten nicht im-
mer gegeben gewesen, so Frau Roters. Im Jahr 2010 sei ein Grundlagenvertrag 
auch im Hinblick auf die genutzte Liegenschaft und deren Unterhaltung geschlossen 
worden. Aus diesen Gründen und um die finanziellen Absicherung über einen länge-
ren Zeitraum für beide Seiten zu gewährleisten, sei die Vereinbarung über die Trä-
gerschaft auf fünf Jahre abgeschlossen worden, so Frau Roters. Im September 2014 
habe es termingerecht einen Antrag des Trägers auf Verlängerung und Erhöhung 
der Zuwendungen gegeben. Es wurde der Beschluss gefasst, den Vertrag über die 
Trägerschaft bis zum Jahr 2020 abzuschließen, bei gleichzeitiger Deckelung der 
Kosten bis 65.000 €. Sie sehe in der beantragten Verlängerung des Vertrages kein 
Problem und könne die Erhöhung der Mittel nachvollziehen, damit der Träger nicht 
über Gebühr belastet werde und steigende Personalkosten nicht zu Lasten der Qua-
lität der Jugendarbeit gingen. Die Befristung auf fünf Jahre solle erhalten bleiben, um 
weiterhin eine gewisse Flexibilität und Anpassungsfähigkeit zu gewährleisten. Sie 
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ergänzt, dass der Grundlagen- und Änderungsvertrag der Niederschrift beigefügt 

werden könne (siehe Anlage I und II) und führt aus, dass sich der Vertrag automa-
tisch um ein weiteres Jahr verlängere, sofern keine Kündigung des Vertrages erfol-
ge. Sie führt aus, dass dem Antrag der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe Kolping 
Rosendahl e.V. bis auf die Entfristung verwaltungsseitig gefolgt werden könne.  
 
Ausschussvorsitzender Eimers bestätigt, dass bei Abschluss des Vertrages über die 
Bindungsfrist von 5 Jahren ein Konsens bestanden habe.  
 
Ausschussmitglied Fleige-Völker erklärt, dass sie der Argumentation der Allgemei-
nen Vertreterin Roters folgen könne und die Planungssicherheit des Trägers nach-
vollziehbar sei. Auch sie wünsche, dass ein jährlicher Sachstandsbericht vorgelegt 
werde.  
 
Fraktionsvorsitzender Weber erklärt, dass der 5-Jahres-Zyklus vertraglich vereinbart 
sei und er davon ausgehe, dass bei Defiziten früher agiert werde. Er könne nicht 
verstehen, warum dann weiterhin eine Befristung vereinbart und ein Sachstandsbe-
richt vorgelegt werden solle.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf teilt mit, dass er in einem Verzicht auf eine finanzielle 
Deckelung der Kosten mit der Folge, dass die Aufteilung zwischen der Gemeinde 
Rosendahl und dem Kreis zu einem tatsächlich Verhältnis von 50 % zu 50 % der 
Personal- und Sachkosten komme, kein Problem sehe. Auch sei damit weiterhin 
eine gewisse Planungssicherheit gegeben. Er gehe davon aus, dass bei Abweichun-
gen direkt agiert werden könne. Entsprechend bleibe er dabei, die Trägerschaft be-
fristet abzuschließen, zumal die Mittel fortlaufend beim entsprechenden Produkt in 
den gemeindlichen Haushalt eingestellt würden.  
 
Herr van Deenen erläutert nochmals, dass der Gemeinde Rosendahl im Frühjahr 
eines jeden Jahres entsprechendes Zahlenwerk für das Folgejahr vorliege. Er sehe 
die Offene Kinder- und Jugendarbeit gut aufgestellt. Zum Personal führt Herr van 
Deenen aus, dass Florian Bonzol seine Tätigkeit bei der Offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit beendet habe Bei weiteren personellen Veränderungen könne für Nach-
besetzungen und neue Verträge eine Befristung der Trägerschaft hinderlich sein.  
 
Ausschussmitglied Kreutzfeldt äußert, dass über die Unterpunkte 2 und 3 des Be-
schlussvorschlages im Ausschuss Einigkeit bestehe. Ihr erschließe es sich nicht, 
wenn im Vertrag ein halbes Jahr Kündigungsfrist vorhanden sei, warum dann noch 
eine Befristung auf 5 Jahre vereinbart werden solle. Sie vertrete die Meinung, dass 
durch eine Entfristung eine Perspektive gegeben werden solle.  
 
Allgemeine Vertreterin Roters führt aus, dass bei einem Beschluss über eine weitere 
Verlängerung der Trägerschaft um fünf Jahre sie sich nicht vorstellen könne, dass 
eine Befristung einer gegebenenfalls notwendigen Neueinstellung entgegenstehe. 
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf resümiert, dass bei einem Verzicht auf die Bindungs-
frist von 5 Jahren unter Beibehaltung der halbjährlichen Kündigungsfrist keine Si-
cherheiten für die Vertragsparteien vorhanden seien. Deshalb plädiere er für die Bei-
behaltung der 5-jährigen Laufzeit.  
 
Fraktionsvorsitzender Weber kann sich nicht vorstellen, dass der Träger bei den ge-
gebenen Vertragsbestandteilen eine Motivation einer Teamleitung erreichen könne. 
Er vertritt die Meinung, dass die Kündigungsfrist auf ein Jahr ausgeweitet werden 
solle.  
 
Ausschussvorsitzender Eimers geht nochmals auf die 5-Jahres-Frist und die Kündi-
gungsfristen ein.  
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Fraktionsvorsitzender Weber kann sich vorstellen, dass bei einer zukünftig mögli-
chen neuen Konstellation im Gemeinderat durch den jetzigen Vertrag Unstimmigkei-
ten entstehen könnten. Dies solle vermieden werden.  
 
Fraktionsvorsitzender Weber stellt den Antrag auf Streichung der 5-Jahres-Frist.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf führt aus, dass die 5-jährige Bindungsfrist bei Aus-
weitung der Kündigungsfrist auf 1 Jahr bestehen bleiben solle.  
 
Allgemeine Vertreterin Roters ergänzt, dass erst ein halbes Jahr vor Ablauf der 5-
jährigen Bindungsfrist gekündigt werden solle, um für die Vertragsparteien Pla-
nungssicherheit zu geben. 
 
Es erfolgen keine weiteren Wortmeldungen.  
 

Anschließend fasst der Ausschuss folgenden Beschlussvorschlag:   

 

 1. Die Gemeinde Rosendahl unterstützt grundsätzlich den Antrag der "Kinder-, Ju-
gend- & Familienhilfe Kolping Rosendahl e.V.", auf eine Verlängerung der Träger-
schaft für die Offene Kinder- und Jugendarbeit, hält jedoch eine Verlängerung der 
Trägerschaft in Fünfjahresintervallen für angemessen. 
 
Abstimmungsergebnis:   7 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen 
 

2. Dem Antrag der "Kinder-, Jugend- & Familienhilfe Kolping Rosendahl e.V." auf 
Erhöhung des jährlichen Betriebskostenzuschusses ab 2019 von 50% der tat-
sächlichen und vom Kreis Coesfeld anerkannten Personal- und Sachkosten für 
zwei Vollzeitstellen wird entsprochen. 
 
Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 

3. Dem Antrag der "Kinder-, Jugend- & Familienhilfe Kolping Rosendahl e.V." auf 
Übernahme der Mehrkosten bei den Gesamtkosten (Personal- und Sachkosten) 
für das Jahr 2018 in Höhe von 2.840,09 € wird entsprochen. 
 
Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 

 

6 Neufassung der Satzung der Gemeinde Rosendahl über die Errichtung und 

Unterhaltung von Übergangsheimen (Übergangsheimsatzung) 

Vorlage: IX/676 
  

 Ausschussvorsitzender Eimers verweist auf die Sitzungsvorlage IX/676 und gibt Er-
läuterungen. 
 
Fachbereichsleiter Croner führt aus, dass die Übergangsheimsatzung auf die jetzige 
Flüchtlingssituation angepasst werden müsse, nicht zuletzt auch vor dem Hinter-
grund von Vorkommnissen.  
 
Fraktionsvorsitzender Weber möchte wissen, warum eine genaue Benennung der 
genutzten Liegenschaften in der Satzung erfolgt sei.  
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Fachbereichsleiter Croner erörtert, dass die Übergangsheime kostenrechnende Ein-
richtungen seien und entsprechend mit Gebührensätzen gearbeitet werde, da Gege-
benheiten der Liegenschaften unterschiedlich seien. Dies gelte aber nicht für von 
„privat“ angemietete Liegenschaften zur Unterbringung von Flüchtlingen, so Herr 
Croner.  
 
Ausschussmitglied Lethmate möchte wissen, ob die Übergangsheime nur für die 
Unterbringung von Flüchtlingen genutzt werden oder auch zur Unterbringung von 
Obdachlosen dienen. Auch möchte er wissen, welche Umstände vorliegen müssen, 
um von einer Obdachlosigkeit sprechen zu können.  
 
Fachbereichsleiter Croner teilt mit, dass auch bei einer drohenden Obdachlosigkeit 
die Gemeinde zum Handeln verpflichtet sei und entsprechend für eine Unterkunft 
sorgen müsse.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf geht auf die Neuerungen in der Übergangsheimsat-
zung ein. Er äußert den Wunsch, dass durch die Verwaltung eine Synopse vorgelegt 
werde, damit hierdurch der Sachverhalt komplett nachvollzogen werden könne. Er 
vertritt die Meinung, dass ohne eine Synopse über die Änderungen in der Satzung 
keine Beschlussfassung erfolgen könne und ergänzt, dass die Änderungen in der 
Übergangsheimsatz für jeden ohne weiteres ersichtlich sein sollen.  
 
Ausschussvorsitzender Eimers entgegnet, dass eine Vergleichbarkeit schon jetzt 
vorliege.  
 
Fachbereichsleiter Croner weist darauf hin, dass die neue Satzung systematisch 
völlig neu aufgebaut und daher eine Gegenüberstellung schwierig darstellbar sei. Er 
ist der Meinung, dass die Satzung und die entsprechenden Änderungen überschau-
bar seien und ein Vergleich ohne weiteres ersichtlich sei.  
 
Ausschussvorsitzender Eimers vertritt die Meinung, dass dem Handeln der Verwal-
tung vertraut werden könne und deshalb am heutigen Abend eine Beschlussempfeh-
lung für den Rat gefasst werden solle.  
 
Es erfolgen keine weiteren Wortmeldungen.  
 

Anschließend fasst der Ausschuss folgenden Beschlussvorschlag:  

 

 Die der Sitzungsvorlage Nr. IX/676 als Anlage I beigefügte Satzung der Gemeinde 
Rosendahl über die Errichtung und Unterhaltung von Übergangsheimen (Über-
gangsheimsatzung) wird beschlossen. Eine Ausfertigung ist dem Originalprotokoll 
als Anlage beizufügen. 

 

 Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf besteht darauf, dass er zu Vergleichsmöglichkeiten 
eine Synopse über die alte und die neue Fassung der Übergangsheimsatzung wün-
sche.  
 
Ausschussmitglied Kreutzfeldt führt aus, dass sie es nicht nachvollziehen könne, 
warum noch eine Synopse zur Vergleichbarkeit zwischen der alten und der neuen 
Fassung der Übergangsheimsatzung vorgelegt werden solle. Sie habe sich die alte 
und die neue Fassung der Übergangsheimsatzung angeschaut und könne die Ände-
rungen ohne weiteres nachvollziehen 
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Ausschussvorsitzender Eimers erklärt, dass man sich mit Hilfe der Synopse ein um-
fassendes Bild machen könne. Diese solle rechtzeitig vor der Sitzung des Rates am 
13. Dezember 2018 vorgelegt werden.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf ergänzt, dass mit Hilfe der Synopse über die Über-
gangsheimsatz in der Fraktionssitzung beraten werden solle.  
 
Ausschussvorsitzender Eimers äußert den Wunsch, dass die Synopse mit der Einla-
dung zu der Sitzung des Rates am 13. Dezember 2018 zur Verfügung gestellt wer-
den solle und lässt anschließend darüber abstimmen.  
 
Abstimmungsergebnis:                     5 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen, 2 Enthaltungen  
 
Ausschussvorsitzender Eimers bedankt sich bei Herrn van Deenen für seine Ausfüh-
rungen und verabschiedet hin.  
  

 

7 Mitteilungen der Verwaltung 

  

 Mitteilungsbedarf liegt nicht vor. 
 

 

8 Mitteilungen aus dem Rosendahler Jugendforum 

  

 Es erfolgen keine Mitteilungen. 
 

 

9 Bericht der Gleichstellungsbeauftragten 

  

 Berichtsbedarf liegt nicht vor. 
 

 

10 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (2. Teil) 

  

 Es werden keine Fragen durch Einwohner gestellt.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf verlässt von 19.51 Uhr bis 19.54 Uhr die Sitzung. 
 

 
 
 
 
 

Alfred Eimers 
Ausschussvorsitzender 

Marco Heitz 
Schriftführer 
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